Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksadle 1703 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Ersten Gesetzes 

zur Änderung des Bundesevakuiertengesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Bundesevakuiertengesetz vom 14. Juli 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 586) wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält die folgende Fassung: 

„(1) Evakuierte sind Personen, die 

l.in der Zeit vom 26. August 1939 
bis 31, Dezember 1946 ihre Wohn- 
sitzgemeinde (Ausgangsort) im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes aus 
kriegsbedingten Gründen verlassen 
und in einer anderen Gemeinde 
(Zufluchtsort) im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes Aufnahme gefunden 
haben, 

2. in der Zeit vom 26. August 1939 bis 
7. Mai 1945 ihre Wohnsitzgemeinde 
(Ausgangsort) im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes aus kriegsbedingten 
Gründen verlassen und in einer Ge- 
meinde (Zufluchtsort) außerhalb 
des Geltungsbereichs dieses Gesetzes 
Aufnahme gefunden haben, 

3. ihre außerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes gelegene Wohnsitz- 
gemeinde (Ausgangsort) im Deut- 
schen Reich nach dem Gebietsstand 
vom 31. Dezember 1937 aus kriegs- 
bedingten Gründen verlassen haben 
und am 18, Juli 1953 befugt ihre 


Wohnsitz- oder Aufenthaltgemein- 
de (Zufluchtsort) im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes hatten, 

4. in der Zeit vom 8. Mai 1945 bis 
31, Dezember 1945 ihre außerhalb 
des Geltungsbereichs dieses Geset- 
zes gelegene Wohnsitzgemeinde 
(Ausgangsort) im Deutschen Reich 
nach dem Gebietsstand vom 31. De- 
zember 1937 aus kriegsbedingten 
Gründen verlassen haben und am 
18. Juli 1953 befugt ihre Wohnsitz- 
oder Aufenthaltsgemeinde (Zu- 
fluchtsort) im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes hatten, 

5, als Heimkehrer im Sinne der §§ 1 
und 1 a des Heimkehrergesetzes 
vom 19. Juni 1950 (Bundesgesetzbl. 
S. 221) ln der Fassung der Gesetze 
vom 30, Oktober 1951 (Bundes- 
gesetzbl, I S. 875), vom 17. August 
1953 (Bundesgesetzbl. I S, 931) 

a) am Zufluchtsort ihrer evakuierten 
Haushaltsgemeinschaft im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes Auf- 
nahme gefunden haben oder fin- 
den, 

b) am Zufluchtsort ihrer evakuierten 
Haushaltsgemeinschaft keine Auf- 
nahme finden konnten oder fin- 
den können, weil diese Haushalts- 
gemeinschaft inzwischen aufgelöst 
wurde oder sich noch außerhalb 
des Geltungsbereldis dieses Geset- 
zes befindet. 
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c) am Ausgangsort zumutbar wohn- 
raummäßig nicht Unterkommen 
konnten oder können, 

6. nachgeborene Kinder von Evakuier- 
ten sind, soweit sie bei Erlaß dieses 
Gesetzes noch nidit an den Aus- 
gangsort ihrer Eltern zurückge- 
kehrt waren.“ 

b) In Absatz 4 werden in Nummer 1 
nach den Worten „mit militärischen 
Maßnahmen“ die Worte „oder Verfol- 
gungsmaßnahmen der nationalsozialisti- 
schen Gewaltherrschaft“ eingefügt. 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nummer 1 wird nach 
den Worten „noch nicht zurückge- 
kehrt sind“ folgender Halbsatz ange- 
fügt: „ , wobei eine nur vorübergehen- 
de Rückkehr bei anschließendem Wie- 
derverlassen des Ausgangsortes infolge 
unzureichender wohnungsmäßiger 
Unterbringung nicht hindernd ist,“. 

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Der Rückkehrwille ist von den 
gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 2 bis 4 begün- 
stigten Personen, die beim Inkraft- 
treten des Ersten Änderungsgesetzes 
zu diesem Gesetz ihren Wohnsitz 
oder Aufenthalt im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes haben, binnen sechs 
Monaten, wenn sie an diesem Tage 
ihren Wohnsitz oder Aufenthalt 
außerhalb des Geltungsbereichs dieses 
Gesetzes haben, innerhalb eines Jah- 
res zu erklären. Die Frist beginnt für 
Personen, die beim Inkrafttreten des 
Ersten Änderungsgesetzes zu diesem 
Gesetz ihren Wohnsitz oder Aufent- 
halt im Geltungsbereich dieses Geset- 
zes zurückkehren oder dort Aufnahme 
finden. Personen, die sich außerhalb 
des Geltungsbereichs dieses Gesetzes 
aufhalten, haben die Erklärung beider 
für den Ausgangsort zuständigen Be- 
hörde abzugeben. Wer glaubhaft 
macht, daß er ohne Verschulden ver- 
hindert gewesen ist, die vorgesehene 
Frist einzuhalten, kann die Erklärung 
des Rückkeihrwillens unverzüglich 
nach Beseitigung des Hindernisses 
nachholen.“ 

3. § 3 wird gestrichen. 

4. § 5 wird wie folgt geändert: 


a) In Absatz 3 wird folgender Satz 2 
eingefügt: „Die Bestimmungen dieses 
Gesetzes werden davon nicht be- 
rührt.“ 

b) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) Bei der Rückführung ist die Fa- 
milien- und Haushaltsgemeinschaft 
zu wahren. Sie soll ohne Einverständ- 
nis des Evakuierten auch nicht vor- 
übergehend getrennt werden.“ 

5. § 6 erhält folgende Fassung: 

4 6 

(1) Steht ein Evakuierter in einem an- 
deren als dem Zufluchtsort in einem 
Arbeits- oder Dienstverhältnis oder kann 
er ein solches nachweisbar begründen, so 
kann auf Antrag dieser oder der künf- 
tige Arbeits- oder Dienstort als Aus- 
gangsort im Sinne des § 1 Abs. 1 zuge- 
lassen werden. 

(2) Übt ein Evakuierter in einem an- 
deren als dem Zufluchtsort einen selb- 
ständigen Beruf aus oder weist er eine 
entsprechende künftige Ausübung nach, 
so kann auf Antrag der Ausübungsort als 
Ausgangsort im Sinfie des § 1 Abs. 1 zu- 
gelassen werden. 

(3) Als Ausgangsort im Sinne des § 1 
Abs. 1 kann im Wege der Familienzusam- 
menführung die Wohnsitzgemeinde von 
Familienangehörigen des Evakuierten zu- 
gelassen werden, wenn diese mit den 
Evakuierten in gerader Linie oder in der 
Seitenlinie bis zum zweiten Grad ver- 
wandt sind. 

(4) Für Personen im Sinne des § 1 
Abs. 1 Nr. 3 und 4 ist auf Antrag an- 
stelle des derzeitigen Aufenthaltsortes ein 
anderer Aufenthaltsort zuzulassen. Die 
Bestimmungen der Absätze 1, 2 und 3 
finden sinngemäß Anwendung. 

(5) Über den Antrag gemäß Absatz 1, 
2 oder 3 entscheidet die für den bean- 
tragten Ersatzausgangsort zuständige 
Landesbehörde.“ 

6. § 8 erhält folgenden Absatz 3: 

„(3) Die Kosten der Rückführung oder 
Rückkehr der Evakuierten, die zur Zeit 
ihrer Rückführung oder Rückkehr ihren 
Wohnsitz oder Aufenthalt außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes hatten 
oder haben, trägt der Bund.“ 
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7. Dem § 9 Abs. 2 wird folgender Satz an- 
gefügt: 

„Zum Zwecke der Neuschaffung von 
Wohnraum zugunsten der Evakuierten 
sind gemäß § 14 Abs. 2 des Ersten Woh- 
nungsbaugesetzes in der Fassung vom 
25. August 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1047) besondere Bundesmittel bereit- 
zustellen. Die Bundesregierung erläßt 
hierzu eine Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates.“ 

8. In § 11 Abs. 1 werden nach den Worten 
„zur Kassenpraxis zugelassen“ die Worte 
„oder an der Kassenpraxis beteiligt“ ein- 
gefügt. 

9. In § 12 Abs. 1 werden nach den Worten 
„aus öffentlichen Mitteln“ die Worte 
„des Bundes und der Länder“ eingefügt. 

10. Es wird folgender § 12 a eingefügt: 

4 12 a 

Vergabe von öffentlichen Aufträgen 

Bei der Vergabe von öffentlichen Auf- 
trägen sind die Evakuierten in den Aus- 
gangsorten bevorzugt zu berücksichtigen. 
Dasselbe gilt für Unternehmen, an denen 
Evakuierte mit mindestens der Hälfte des 
Kapitals beteiligt sind, soweit sich die 
Submissionen im Rahmen gleichwertiger 
Angebote bewegen. Die Bundesregierung 
erläßt hierzu allgemeine Richtlinien.“ 

11. Es wird folgender § 19 a eingefügt: 

4 19 a 
Mietbeihilfen 

Einkommensschwachen Evakuierten, 
denen in ihren Ausgangsorten kein an- 
derer zumutbarer Wohnraum zur Verfü- 
gung gestellt werden kann, sind vom 
Bund auf Antrag Mietbeihilfen zu gewäh- 
ren. § 15 Abs. 2 und 3 und § 16 des 
Ersten Bundesmietengesetzes vom 27. Juli 
1955 (Bundesgesetzbl. I S, 458) finden 
entsprechende Anwendung.“ 


12. Es wird folgender § 20 a eingefügt: 

4 20 a 
Beiräte 

(1) Bei dem Bundesminister für Ver- 
triebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschä- 
digte und bei den zentralen Dienststellen 
der Länder sind Beiräte für Evakuierten- 
fragen zu bilden. Soweit solche bereits 
gebildet sind, bleibt es bei der getroffe- 
nen Regelung. 

(2) Die Beiräte haben die Aufgabe, die 
Bundes- bzw. die Länderregierungen 
sachverständig in allen einschlägigen Fra- 
gen zu beraten. Sie sollen zu allgemei- 
nen Erlassen und Regelungen gehört wer- 
den.“ 

Artikel 2 

§ 13 Abs. 3 des Lastenausgleichsgesetzes 
vom 14. August 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 446) in der Fassung der dazu ergange- 
nen Änderungsgesetze erhält folgende 
Fassung: 

„(3) Als Kriegssachschaden gilt auch ein 
Schaden durch Beschädigung, Zerstörung 
oder Wegnahme von Sachen oder durch 
Verlust des Wohnraums auf Grund be- 
hördlicher Maßnahmen, wenn die Maß- 
nahmen im Zusammenhang mit den 
kriegerischen Ereignissen getroffen wor- 
den sind.“ 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des 
§ 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsge- 
setzes vom 4. Januar 1952 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1) auch im Lande Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund die- 
ses Gesetzes erlassen werden, gelten im 
Lande Berlin nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Bonn, den 28. September 1955 


Ollenhauer und Fraktion 



